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Länderfusionen:

Ohne Effet
Die Bundesrepublik blickt auf eine lange föderale 
Traditionen zurück, die auch nach der Wende mit 
den neuen Bundesländern fortgeführt wurde. 
Entsprechend unbeliebt sind Länderfusionen. 
Dennoch zwingen klamme Kassen und demogra-
fische Faktoren immer wieder zum Nachdenken 
über mögliche Zusammenlegungen von Bundes-
ländern. Bislang mit mäßigem Erfolg. 

Die geplante Fusion von Berlin 
und Brandenburg scheiterte 
1996. Immer wieder aufkei-
mende Bestrebungen, durch 
die Fusion von Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern 
und Schleswig-Holstein einen 
„Nordstaat“ zu schaffen, er-
hielten zuletzt 2005 durch den 
damaligen Hamburger Landes-
chef Ole von Beust Auftrieb, 
der angeregt hatte, eine Zu-
sammenlegung der Länder bin-
nen zwölf Jahren ins Auge zu 
fassen. Auch daraus wurde 
nichts. Einzig die 1952 vollzo-
gene Fusion von Württem-
berg-Baden, Baden und Würt-
temberg-Hohenzollern zu 
Baden-Württemberg entpupp-
te sich als Erfolgsgeschichte: 
Heute zählt das Land zu den 
reichsten und leistungsfähigs-
ten der Bundesrepublik. Grund 
genug für den Ministerpräsi-
denten von Sachsen-Anhalt, 
Reiner Haseloff, nach Süden zu 
schielen und die Idee einer Fu-
sion zwischen Sachsen, Sach-
sen-Anhalt und Thüringen er-
neut aufzugreifen, die in 
verschiedenen Varianten im 
Verlauf der Geschichte immer 
wieder im Gespräch war. Vor-
angehen soll seiner Ansicht 
nach eine vertiefte Zusam-
menarbeit insbesondere durch 
die Zusammenführung von 
Verwaltungseinheiten. 

Zwar dürfte aus der Idee im 
Verlauf der nächsten zehn Jah-

re praktisch nichts werden. Ha-
seloff hält dennoch nichts von 
Denkverboten. In einem Inter-
view mit der Tageszeitung „Die 
Welt“ sagte er am 7. August 
2013: „Grundsätzlich halte ich 
Zusammenlegungen für sinn-
voll. Wenn Länderfusionen 
bundespolitisch gewollt sind, 
die Interessen der schwäche-
ren Länder dabei berücksich-
tigt werden, werden wir uns in 
Mitteldeutschland der Fusions-
frage sicher nicht verschließen. 
Bislang sind aber die Koopera-
tionspotenziale zwischen den 
Ländern nicht einmal ansatz-
weise ausgeschöpft. Die Län-
der sollten jetzt über Zwi-
schenschritte zeigen, ob 
Zusammenschlüsse sinnvoll 
sind. Sachsen-Anhalt, Sachsen 
und Thüringen bilden bereits 
die Initiative Mitteldeutsch-
land. Nirgendwo in Deutsch-
land arbeiten Bundesländer so 
eng zusammen wie hier.“ Auf 
vielen Feldern ziehe man be-
reits an einem Strang, und die 
Kooperation sei ausbaufähig, 
zum Beispiel in der Hochschul- 
und Bildungslandschaft: „Wir 
wollen mit einer neuen Hoch-
schulstruktur Forschung und 
Innovation in Mitteldeutsch-
land stärken. Auch bei Pla-
nungsbeschleunigungsverfah-
ren können wir enger 
zusammenarbeiten, wie die 
Flutkatastrophe gezeigt hat. 
Wir sollten darüber reden, dass 
wir Behörden zusammenlegen. 

Bisher ist aus den Plänen noch 
nichts geworden. Aber dieses 
Thema werden wir wieder auf-
greifen.“

<	 Heftige Reaktionen

Die Aussagen provozierten 
prompte und teils unwirsche 
Reaktionen der Politik. Thürin-
gens Ministerpräsidentin 
Christine Lieberknecht sagte 
mehreren Zeitungen, sie halte 
die Idee einer Länderfusion für 
falsch, Kooperationen aller-
dings seien „richtig und not-
wendig“. Der sächsische Regie-
rungschef Stanislaw Tillich 
sieht ebenfalls keine Notwen-
digkeit zur Fusion, diese ginge 
auf Kosten der Regionali-
tät, die die Sachsen, 
Thüringer und Sach-
sen-Anhalter seit 1990 
wiedergewonnen hät-
ten. Allein die FDP in 
Thüringen sieht das 
anders. Der Thürin-
ger FDP-
General-
sekretär 
Patrick 
Kurth 
sagte 
der 

„Welt“, 
dass Län-
derfusionen 
grundsätzlich dis-
kutiert werden soll-
ten, was wiederum 
innerparteilich 
nicht unwiderspro-
chen blieb: Der 
FDP-Landeschef in 
Sachsen-Anhalt 
und Bundesvize 
Holger Zastrow hält 

Haseloffs Vorstoß für das Werk 
eines Bürokraten, der mal eben 
mehrere Länder fusionieren 
wolle, weil er seinen eigenen 
Haushalt nicht in den Griff be-
komme.

Bereits vorher hatte sich der 
Sachsen-Anhalter SPD-Politiker 
Bernward Rothe immer wieder 
für die Fusion stark gemacht. 
Und Rothe will nicht nur reden, 
sondern auch handeln: In ei-
nem Brief an die Landtage von 
Sachsen, Thüringen und Sach-
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sen-Anhalt hat er im Mai 2013 
angekündigt, eine Unterschrif-
tensammlung für ein Volksbe-
gehren pro Fusion zu starten. 
„Es geht zunächst um die Her-
beiführung einer Volksbefra-
gung in den Ländern Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen. Anschließend findet dann 
ein Volksentscheid über die 
Bildung eines gemeinsamen 
Landes statt. Vorzugsvariante 
ist dabei eine Vollfusion der 
drei mitteldeutschen Länder. 
Sofern es nicht in allen drei 
Ländern Mehrheiten für die 

Fusion gibt, ist eine schrittwei-
se Vereinigung Mitteldeutsch-
lands anzustreben“, heißt es 
dort und weiter: „Als Zeitpunkt 
für das eigentliche Volksbegeh-
ren, die Amtseintragung durch 
zehn Prozent der Wahlberech-
tigten, bietet sich das Jahr 
2015 an, das Jahr zwischen den 
Landtagswahlen 2014 in Sach-
sen und Thüringen sowie 2016 
in Sachsen-Anhalt. Danach 
können die Volksbefragung 
und abschließend der Volks-
entscheid stattfinden, letzte-
rer wegen des Quorums von 25 
Prozent der Wahlberechtigten 
möglichst zeitgleich mit der 
Bundestagswahl 2017. Mit 

dem Inkrafttreten der Schul-
denbremse im Grundgesetz 

zum 1. Januar 2020 soll 
dann auch die Länder-

fusion wirksam wer-
den.“

Der rührige 
Politiker ist be-

kannt dafür, 
dass er Wor-

ten stets 
Taten 

folgen 
lässt, 
und ist 
dafür 
nicht 

unum-
stritten. So 

gab er als be-
kennender Verbeam-

tungsgegner den eigenen Be-
amtenstatus mit Einzug in die 

Landespolitik auf, um dem 
Land nicht weiter auf 

der Tasche zu liegen. 
Ein bis dahin neu-

artiger Vorgang.

Ob pro oder con-
tra: Die Diskussion 

ist erneut ange-
stoßen und der 

Kommentator der 
„Thüringischen Landes-

zeitung,“ Bernd Hilder, 
gibt zu bedenken: „Wenn 

sich Schwache und Starke 
zusammentun, sind nicht au-

tomatisch alle stark. Oft sind 
dann alle schwach. Ein ge-
schwächtes Mitteldeutsch-
land kann aber niemand ge-
brauchen im härter werden-
den wirtschaftlichen 
Konkurrenzkampf im Europa 
der Regionen ... So schafft man 
keine starke Region – ganz ab-
gesehen von den praktischen 
Hindernissen: In drei Ländern 
Volksabstimmungen pro Fusi-
on zu gewinnen, ist nahezu 
unmöglich. Weder Erfurter 
noch Magdeburger oder gar 
Dresdner würden eine Lan-
deshauptstadt Leipzig akzep-
tieren. Und große Bundeslän-
der funktionieren nicht per se 
besser als kleinere.“

<	 Sachsen

Ganz ähnlich sehen das auch 
die Vorsitzenden der von der 
Fusionitis möglicherweise be-
troffenen dbb Landesbünde. 

Für den Vorsitzenden des SBB, 
Gerhard Pöschmann, dürfte 
eine Länderfusion in Mittel-
deutschland sehr schwer um-
setzbar sein: „Wenn ich nur da-
ran denke, dass die Zahl der 
Abgeordnetensitze und Regie-
rungsstellen drastisch sinken 
würde? Herr Haseloff hat 
wahrscheinlich noch nicht mit 
seinem Landtag darüber gere-
det.“ Darüber hinaus ist Pösch-
mann auch nicht der Auffas-
sung, eine Fusion sei letztlich 
die einzige Möglichkeit für 
strukturschwächere Länder 
sein, die Schuldenbremse ein-
zuhalten: „Jeder private Haus-
halt wäre in dieser Situation 
bankrott und würde durch die 
geldgebende Bank in seinen 
Ausgaben stark eingeschränkt. 
Öffentliche Haushalte müssen 
sich selbst einschränken. Da 
hilft keine Länderfusion, son-
dern nur ein Schuldenabbau-
begleitgesetz, so wie es in 
Sachsen jetzt beschlossen wur-
de“. Als positiv bewertet 
Pöschmann die Möglichkeit 
positiver Nebeneffekte für den 

öffentlichen Dienst, die die Ar-
beit insgesamt vereinfachen 
könnten. „Allerdings hat die 
Föderalismusreform eine Ent-
wicklung eingeleitet, die zu ei-
nem weiteren Auseinander-
driften der Gesetzgebung in 
allen Bundesländern führt. 
Denken wir nur an die 
schmerzlichen Erfahrungen im 
Zusammenhang mit der An-
gleichung der Beamtenbezüge 
nach den Tarifverhandlungen 
der Länder im März 2013. Man 
kann nicht einerseits Föderalis-
mus praktizieren und anderer-
seits Schutz in größeren Ver-
waltungsstrukturen suchen.“

<	 Thüringen

Auch tbb-Chef Helmut Lieber-
mann hält wenig von Fusions-
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fantasien. Einerseits sei die 
Idee alles andere als neu: „Im 
Jahr 2005 sprachen sich Leip-
zigs Oberbürgermeister Burk-
hard Jung und die damalige 
Oberbürgermeisterin der Stadt 
Halle, Dagmar Szabados, für 
eine Fusion der drei Länder zu 
einem Bundesland ‚Mittel-
deutschland‘ im Jahr 2018 aus. 
Und schließlich gibt es bereits 
den mitteldeutschen Rundfunk 
als Drei-Länder-Anstalt, den 
mitteldeutschen Flughafen im 
mitteldeutschen Zentrum Leip-
zig/Halle, den Leipziger Haupt-
bahnhof und die mitteldeut-
sche Autobahnschleife.“ Auf 
der anderen Seite fürchtet Lie-
bermann nicht nur um die ge-
wachsenen kulturellen Identi-
täten der Bürgerinnen und 
Bürger, sondern sieht auch 
ganz praktische Probleme: „In 
den wenigen Jahren seit 1990 
beziehungsweise seit Inkraft-
treten der Föderalismusreform I 
im Jahr 2006 haben sich unter-
schiedliche Verwaltungsstruk-
turen, unterschiedliche beam-
tenrechtliche Verhältnisse und 
auch unterschiedliche Ansich-
ten zu Detailfragen des öffent-
lichen Dienstes in den drei Län-
dern entwickelt. Eine Fusion 
wäre auch im Hinblick auf Ver-
einheitlichung der Systeme 
eine große Herausforderung. 
Solange es zudem noch Bun-
desländer extrem unterschied-
licher Größe gibt, ist es ver-
ständlich, dass sich die drei 
Ministerpräsidenten im Mai 
2011 gegen eine Fusion ausge-
sprochen haben. Der tbb teilt 
diese Auffassung.“ Auch das 
Argument, gemeinsam die 
Schuldenbremse besser umset-

zen zu können, lässt Lieber-
mann nicht gelten: „Wer 
schreibt denn vor, dass die Ein-
haltung der Schuldenbremse 
nur durch Einsparungen im öf-
fentlichen Dienst erreicht wer-
den muss? Das Ziel, Ausgaben 
zu senken, kann auch durch 
Steigerung der Einnahmen er-
reicht werden.“

<	 Sachsen-Anhalt

Einen differenzierten Blick auf 
die Länderfusion hat der Vor-
sitzende des dbb Sachsen-An-
halt, Maik Wagner. Im Wettbe-
werb der europäischen 
Regionen könne man sich lang-
fristig keine 16 Bundesländer 
mehr leisten. Länderfusionen 
seien aber zumindest mittel-
fristig politisch nicht durch-
setzbar: „Bis dahin müssen die 
Befürworter der Länderfusio-
nen noch viel Überzeugungsar-
beit leisten. Dabei sollte es in 
der Argumentation aber nicht 
nur darum gehen, wie Kosten 
minimiert werden können. 
Länder sollten mehr sein als 
Verwaltungseinheiten. Die 
landsmannschaftliche Verbun-
denheit ist ein nicht zu unter-
schätzender Faktor im Rahmen 
einer Länderneugliederung“, so 
Wagner. Sicherlich würden in 
einem „Mitteldeutschland“ 
Personal- und Verwaltungskos-
ten, insbesondere bei der poli-
tischen Führung und in der all-
gemeinen Verwaltung 
eingespart. Im Verhältnis zu 
den gesamten Personal- und 
Sachkosten der drei Länder 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen dürfte der Umfang 
der Kostenersparnis aber eher 

gering sein. „Nach der Fusion 
der drei mitteldeutschen Län-
der brauchen wir genauso viele 
Lehrer, Polizisten und Steuer-
beamte wie heute in Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen, es sei denn, Parlament 
und Regierung von ‚Mittel-
deutschland‘ stellen der Bevöl-
kerung bestimmte öffentliche 
Leistungen nicht mehr zur Ver-
fügung. Um die ökonomischen 
Vorteile einer grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit zu 
nutzen, braucht es keine Län-
derfusion.“ Es gebe heute 
schon einen mitteldeutschen 
Wirtschaftsraum und seit 2002 
die „Initiative Mitteldeutsch-
land“, die von den damaligen 
CDU-Ministerpräsidenten Ge-
org Milbradt (Sachsen), Wolf-
gang Böhmer (Sachsen-Anhalt) 
und Bernhard Vogel (Thürin-
gen) mit dem Ziel auf den Weg 
gebracht wurde, die Potenziale 
der drei Länder zu bündeln und 
in Wirtschaft, Wissenschaft 
und Verwaltung zu kooperie-
ren. „Mal abgesehen vom ge-
meinsamen Mahngericht der 
Länder Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen, das am 
1. Mai 2007 beim Amtsgericht 
Aschersleben eingerichtet wur-
de, ist aus der Idee nicht viel 
Konkretes geworden. Koope-
riert wird im öffentlichen 
Dienst, wo es gerade passt und 
keinem wehtut. Zu unter-
schiedlich ist der Verwaltungs-
aufbau in den Ländern. Eine 
effizientere Verwaltung ist ein-
facher durch eine Verwal-
tungsreform zu erreichen als 
durch eine Neugliederung der 
Bundesländer. Langfristig 
schließe ich Länderfusionen 

nicht aus. Als Vorstufe solle 
aber die Kooperation zwischen 
den Ländern gestärkt werden.“

<	 Mecklenburg- 
Vorpommern

Für Dietmar Knecht, Vorsitzen-
der des dbb mecklenburg-vor-
pommern, ist die mögliche 
Wiederbelebung der Diskussi-
on um eine Länderfusion in 
Form eines „Nordstaates“ kein 
Thema: „Seit Ole von Beusts 
2005er-Idee zum ‚Nordstaat‘ 
haben wir nichts mehr davon 
gehört und auch in der Landes-
regierung ist das kein Thema. 
Stattdessen gibt es die Initiati-
ve ‚Zukunft aus eigener Kraft‘, 
die wir als dbb unterstützen, 
da wir die Vorgaben des Stabi-
litätsrates seit vielen Jahren 
längst erfüllen.“ Man sei im 
dbb m-v zwar nicht immer ein-
helliger Meinung mit der Lan-
desregierung, „in diesem Punkt 
aber schon: Warten wir mal ab, 
was aus Berlin-Brandenburg 
wird. Solange das dort nicht 
klappt, brauchen wir uns nicht 
an die Spitze der Bewegung zu 
setzen.“ Was nicht bedeute, 
dass es keine erfolgreiche län-
derübergreifende Zusammen-
arbeit in der Verwaltung gäbe, 
„zum Beispiel im Bereich der 
Eichdirektion Nord und dem 
Steuerrechenzentrum Nord. 
Letzteres ist interessant, weil 
dort neben Hamburg, Bremen, 
Niedersachsen, Schleswig-Hol-
stein und Mecklenburg-Vor-
pommern bald auch Sachsen-
Anhalt einbezogen werden 
kann.“

� br
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23. Hanse Sail in Rostock:

dbb Nordtreff auf See 
Am 9. August 2013 setzte der „dbb Norden“ die 
Segel und stach in See. Die Vorsitzenden der ein-
ladenden dbb Landesbünde Hamburg, Schles-
wig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern, 
Rudolf Klüver, Anke Schwitzer und Dietmar 
Knecht, begrüßten bei strahlendem Wetter 120 
maritime Fans an Bord der „Atlantis“, darunter 
die Präsidentin des Landtags von Mecklenburg-
Vorpommern, Sylvia Bretschneider, Abgeordnete, 
Verwaltungsspitzen sowie zahlreiche dbb Bun-
desvorstandsmitglieder.

„Ich bin stolz, dass wir mit 
dem 1. Nordtreff hier im schö-
nen Mecklenburg-Vorpom-
mern starten“, so Dietmar 
Knecht nach dem Ablegen, 
„dem dbb und seinen Freun-
den wünsche ich immer eine 
Handbreit Wasser unterm 
Kiel.“ Landtagspräsidentin 
Syliva Bretschneider bedank-
te sich in ihren Grußworten 
für die konstruktive Zusam-
menarbeit in den letzten Jah-
ren und lobte den dbb m-v als 

stets verlässlichen Partner. 
Den Törn in einzigartiger ma-
ritimer Atmosphäre, der ex-
klusiv von der HUK Coburg 
und der Debeka unterstützt 
wurde, bestimmten neben 
dem persönlichen Einsatz 
beim Segelsetzen auch der 
politische Meinungsaus-
tausch und lockere Gesprä-
che. Wir freuen uns auf den 
zweiten dbb Nordtreff, der 
2014 in Hamburg stattfinden 
wird!�
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Bildungspolitik:

Lehrer verbeamtet 
Nach der Ankündigung des Bildungsministers Ma-
thias Brodkorb vom Jahresbeginn, Verbeamtun-
gen von Lehrern im Rahmen der Bildungsinitiative 
durchzuführen, erfolgte jetzt die Einlösung dieses 
Versprechens.

„Was in fast einem Vierteljahr-
hundert vor ihm niemand 
schaffte, ist Bildungsminister 
Mathias Brodkorb gegen den 
ideologischen Widerstand gera-
de seiner eigenen Partei mit der 
Verbeamtung der ersten Lehrer 
gelungen“, kommentierte dbb 
Landeschef Dietmar Knecht den 
Erfolg des Ministers nach der 
Übergabe der entsprechenden 
Ernennungsurkunden in Güs-
trow.

„Damit wurde ein weiterer 
Pflock in Richtung Attraktivitäts-
steigerung des Lehrerberufes 
eingeschlagen.“

Dass jetzt die seit über 23 Jah-
ren immer wieder erhobene 
Forderung des dbb nach Verbe-
amtung der Lehrkräfte, wie sie 
in den meisten anderen Bun-

desländern selbstverständlich 
ist, endlich Gehör gefunden hat, 
ist dabei nur ein Aspekt. 

Dabei ist es dem dbb wichtig, 
dass hier nicht nur an neu ein-
gestellte Pädagogen gedacht 
wird, sondern dass jeder, der 
innerhalb der noch festzulegen-
den Altersgrenze der Laufbahn-
verordnung liegt, das Angebot 
einer Verbeamtung für sich per-
sönlich prüfen kann. Das Ziel 
der Bildungsinitiative kann aber 
nur durch die Realisierung des 
gesamten Pakets der vom Koali-
tionsausschuss beschlossenen 
Maßnahmen erreicht werden. 
Dazu gehören insbesondere die 
Anrechnungsstunden für ältere 
und stärker belastete Lehrerin-
nen und Lehrer sowie die Been-
digung der finanziellen Un-
gleichbehandlung der 

Lehrkräfte an den unterschiedli-
chen Schularten.

<< Wettbewerbsvorteil

„Wir haben den Minister auch 
an notwendige Übergangslö-
sungen erinnert, die im Zusam-
menhang um die beabsichtigte 
Altersgrenze liegen. Wenn wir es 
schaffen, Stichtage zu vermei-
den und auf individuelle Lebens-
situationen und schulische Not-
wendigkeiten bei der Verbeam- 
tung der vorhandenen Lehrer 
einzugehen, ist es sicher ein gan-
zes Stück attraktiver, Lehrer in 
Mecklenburg-Vorpommern zu 
sein. So gibt es beispielsweise 
Lehrerinnen, die zu uns ins Land 
gekommen sind, die ihren alten 
Beamtenstatus deshalb aufga-
ben und nun bereits über 40 Jah-
re alt sind. Ich bin mir darüber 
hinaus sicher, dass die Zahl derer, 
die nach ihrer Ausbildung das 
Land in Richtung Westen oder 
Süden verlässt, weil andere Bun-
desländer bessere Rahmenbedin-
gungen bieten, erheblich zurück- 
gehen wird“, so Knecht weiter.

<< Begleitprogramm

Dem umfangreichen Informati-
onsbedarf im Zusammenhang 
mit dem Thema Verbeamtung 
von Lehrkräften trug der Ver-
band Bildung und Erziehung 
Mecklenburg-Vorpommern 
(VBE) Rechnung und führte am 
2. August an der Universität 
Rostock eine Informationsver-
anstaltung unter dem Motto 
„Verbeamtung – was kommt 
auf mich zu?“ durch, die von 
zahlreichen Referendaren, 
Neueingestellten, jüngeren 
Lehrkräften und weiteren Inte-
ressierten besucht wurde. Im 
Mittelpunkt standen Fragen 
zum Dienstrecht und Beam-
tenrecht, Haftungsfragen so-
wie die Krankenversicherung 
und Beihilfe für Referendare 
und Lehrer. dbb Landeschef 
Dietmar Knecht (Foto), der 
VBE-Landesvorsitzende Micha-
el Blanck sowie Spezialisten 
der DBV/AXA und der Debeka 
standen den Teilnehmern als 
kompetente Gesprächspartner 
zur Verfügung.�

Steuerverwaltung:

Aufgabenkritik gefordert
Eine umfassende Aufgaben-
kritik und den sofortigen 
Stopp weiteren Personalab-
baus in der Steuerverwaltung 
des Landes forderte dbb 
Landesvorsitzender Dietmar 
Knecht anlässlich des Gewerk-
schaftstages der Deutschen 
Steuergewerkschaft (DSTG) 
vor knapp 100 Delegierten am 
22. August in Rostock. „Wer 
dort weiter per Gießkanne 
Personal abbaut, der setzt 

eine Abwärtsspirale in Gang 
und riskiert Einnahmeverluste, 
die der Landeshaushalt 
künftig nicht verkraften 
kann“, so Knecht. „Das verur-
sacht logischerweise weitere 
Kürzungen der Ausgaben und 
einen noch intensiveren Per-
sonalabbau.“

So werden beispielsweise Be-
triebsprüfungen zurückge-
fahren, weil Betriebsprüfer im 

überlasteten Innendienst aus-
helfen müssen. Knecht: „Laut 
Statistik werden kleinere und 
mittlere Unternehmen nur 
alle 15 Jahre, Kleinunterneh-
mer mit vorwiegend Barge-
schäften sogar nur alle 60 
Jahre geprüft. Arbeitnehmer 
und Rentner werden dagegen 
hart angefasst.“

Eine klare Abfuhr erteilte 
Knecht Bestrebungen zur 

Selbstveranlagung: „Schon 
jetzt gibt es genug Schlupf- 
löcher, wie der Fall Hoeneß 
zeigt – Vertrauen ist gut, – 
Kontrolle ist besser. Statt 
ständig nur die Ausgaben zu 
kürzen, sollte die Landesre-
gierung endlich dazu überge-
hen, die Einnahmeseite lang-
fristig zu sichern“, so Knecht.

Personallücken in den Finanz- 
ämtern kosten das Land Mil-
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lionen an Steuereinnahmen, 
ist sich auch die DSTG sicher. 
„Betriebsprüfer und Steuer-
fahnder werden an Bürotische 

beordert, um dort bei der Bear-
beitung von Steuererklärungen 
der Arbeitnehmer auszuhelfen. 
Das Geld liegt aber nicht dort, 

sondern bei Betrieben, die 
ihre Steuern nicht pflicht- 
gemäß abführen“, meint 
Frank Höhne, wiedergewähl-
ter Landesvorsitzender der 
DSTG. Durch die Tatsache, 
dass weniger Betriebsprüfun-
gen durchgeführt werden, 
entstehe der Eindruck, dass 
die Gefahr, bei Steuerverge-
hen erwischt zu werden, ver-
schwindend gering ist. Die ur-
sprünglich nur als Ausnahmen 
gedachten Personalver-
schiebungen zur Sicherstel-
lung der Bearbeitung von 
Steuererklärungen seien 
inzwischen leider fast Alltag. 

Zudem sei infolge der zuneh- 
menden Arbeitsbelastung 
auch der Krankenstand hoch, 
so Höhne. „Das, was das Fi-
nanzministerium ‚Konzept des 
strukturierten Arbeitskräfte-
einsatzes‘ nennt, ist eine Mo-
gelpackung und soll eigent-
lich den akuten Personal- 
mangel überspielen.“ Das 
unterstrich auch der DSTG-
Bundesvorsitzende Thomas 
Eigenthaler auf dem DSTG 
Landesgewerkschaftstag in 
Rostock mit den Worten: 
„Wer an der Einnahmeverwal-
tung spart, spart fahrlässig an 
Einnahmen! “�

BRH M-V:

Treffen in Schwerin
Am 31. Juli 2013 führte der Ortsverband Großer 
Dreesch des BRH in Schwerin eine Mitgliederver-
sammlung durch, an der auch der dbb Landesvor-
sitzende Dietmar Knecht teilnahm, der einige An-
fragen zum Stand der Seniorenarbeit im dbb 
Landesbund beantwortete. Eingeladen waren 
auch Vertreter der benachbarten Ortsverbände 
Schwerin-Weststadt und Lankow.

Darüber hinaus wurde die Ver-
sammlung auch als Wahlforum 
von den Bundestagskandidaten 
der einzelnen Parteien genutzt. 
Der Einladung des BRH waren 
Dietrich Monstadt (CDU), Dr. 
Dietmar Bartsch (Die Linke) und 
Thomas Heldberg (FDP) gefolgt. 
Der SPD-Kandidat Hans-
Joachim Hacker bedauerte, aus 
zeitlichen Gründen nicht teil-
nehmen zu können und nutzte 
die Gelegenheit, ein schriftli-
ches Statement abzugeben. Im 
Mittelpunkt der lebhaften Aus-
sprache zum ersten Tagesord-
nungspunkt stand insbesonde-
re die Forderung, dass der dbb 
Landesbund in Zusammenar-
beit mit dem Landesvorstand 
des BRH überlegen muss, wie 
die fehlende Bundesorganisa-

tion des BRH jetzt wirkungsvoll 
ersetzt werden kann. Darüber 
hinaus wurde beschlossen, 
wieder verstärkt senioren- 
spezifische Themen für die 
Zeitschrift „AiR – Aktiv im 
Ruhestand“ beizusteuern, was 
natürlich auch von der Zuarbeit 
aus den Landesverbänden und 
Ortsgruppen abhängt. Die 
Landesgeschäftsstelle dbb 
m-v unterstützt ihre Mitglie-
der hier in allen Organisations-
ebenen.

Im anschließenden Wahlforum 
legten die Bundestagskandi-
daten der einzelnen Parteien 
ihre Positionen zur Senioren-
politik dar. In der kontroversen 
Diskussion, die von dbb Lan- 
deschef Dietmar Knecht 

moderiert wurde, erwies sich 
als Hauptkritikpunkt, dass die 
CDU und die FDP die Rentenan- 
gleichung Ost aus ihren Wahl-
programmen gestrichen haben. 
Knecht erinnerte daran, dass 
„Renten neben der materiellen 
Sicherungsfunktion auch einen 
immens hohen ideellen Stellen-
wert haben. Die vorhandenen 
Benachteiligungen ost-
deutscher Rentner und das 
Nichteinlösen von Verspre-
chungen insbesondere der 
Kanzlerin werden von den Be-
troffenen als Verweigerung der 
Anerkennung ihrer Lebensleis-
tung wahrgenommen.“ Von 
den Diskussionsteilnehmern 
seitens der BRH-Mitglieder 
wurde vor allem scharf zurück-
gewiesen, dass die Beseitigung 
der Probleme mit der angeblich 

nicht möglichen Finanzierung 
begründet wird. Die Diskus-
sionsredner ermahnten die Ver-
treter der Regierungsparteien, 
doch die Wahrheit zu sagen, 
dass nämlich diese Angleichung 
gegenwärtig politisch nicht ge-
wollt ist.

Der Ortsverbandsvorsitzende 
Achim Rosenbaum fasste die 
lebhafte Auseinandersetzung 
abschließend mit den Worten 
zusammen: „Jeder sollte von 
seinem Wahlrecht Gebrauch 
machen und sein Kreuz an der 
richtigen Stelle setzen. Wo 
das ist, das muss jeder selbst 
wissen.“

Horst Michaels, 
stellvertretender 

Landesvorsitzender BRH M-V

> NDR-Moderatorin Maike Gross (Mitte) mit den Teilnehmern der Podiums-
diskussion Dietmar Knecht (Landesvorsitzender dbb m-v), Hinrich Seidel 
(Abteilungsleiter 3 im Finanzministerium), Jeanine Rösler (Fraktion Die 
Linke) und Thomas Eigenthaler (DSTG-Bundesvorsitzender, von links).
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Besuch bei der BPOLI See Warnemünde:

Beförderungs-K.-o. 

Auf Einladung des Ortsvorsitzen-
den des DPolG OV See Warne-
münde, Harald Henkel, trafen 
sich am 20. Juni 2013 der 
2. Vorsitzende der DPolG Bun-
despolizeigewerkschaft, Hans-
Joachim Zastrow, der stellvertre-
tende Vorsitzende Rudi Graber 
und der 2. Bezirksverbandsvor-
sitzende des Bezirksverbandes 
SH/MV, Oliver Ehmsen, mit Kolle-
ginnen und Kollegen aus dem 
Verwaltungsbereich der Bundes-
polizeiinspektion (BPOLI) See zu 
einem ausführlichen Gespräch in 
Warnemünde.

Schnell wurde das Hauptpro-
blem für Verwaltungsbeschäf-
tigte in einer Bundespolizei- 
inspektion deutlich: Die Berufs-
entwicklung und die Beförde-
rungsmöglichkeiten sind gleich 
null! Durch die jahrelange Re-
duzierung von Stellen in der 
Verwaltung und durch den 
niedrigen Stellenkegel in der 
allgemeinen inneren Verwal-
tung sind alle Beförderungs-
stellen auf lange Sicht besetzt. 

Beförderungsmöglichkeiten er-
geben sich über Jahre nur noch 
anhand von Ruhestandszahlen 
und diese fallen dann immer 
wieder dem Rotstift zum Opfer. 
„Leistung lohnt sich in der Ver-
waltung auf Ebene einer Ins-
pektion überhaupt nicht 
mehr“, so der 2. Vorsitzende 
Hans-Joachim Zastrow. „Die 
augenblickliche Situation ist 
unerträglich und bedarf einer 
grundlegenden Änderung. Die 
Verwaltungsarbeit an der Basis 
zeugt von gleicher Qualität wie 
im Bundespolizeipräsidium. 
Deshalb ist die augenblickliche 
Struktur mit unterschiedlichen 
Stellenkegeln in der Oberbe-
hörde und den nachgeordneten 
Behörden auch falsch. Das Be-
förderungs-K.-o. der Verwal-
tungen in der Fläche muss be-
seitigt werden. Wir haben in 
der Bundespolizei eine Verwal-
tung, deshalb gilt es auch, sich 
für einen gemeinsamen Stel-
lenkegel der Oberbehörde für 
alle Verwaltungsangehörigen 
einzusetzen“, so Zastrow. 

Der Gewerkschafter hält auch 
die Möglichkeit für gegeben, 
die Strukturen in der Verwal-
tung der Bundespolizei ent-
sprechend zu korrigieren.

Zastrow beklagt darüber hi-
naus, dass in der Verwaltung 
viele Schattenfunktionen be-
stehen. Durch die Reformen 
der letzten 20 Jahre seien 
zwar viele Stellen offiziell ge-
strichen worden, würden je-
doch tatsächlich wie eh und je 
weiterhin betrieben. Das gehe 
zu Lasten der Verwaltungskol-
leginnen und -kollegen vor Ort 
und führe dazu, dass zwar die 
Arbeit zu leisten sei, aber die er-
forderliche Fortbildung aus-
bleibe. Nicht einmal aktuelle 
Rechtsprechung oder Bearbei-
tungsgrundlagen stünden den 
Bearbeiterinnen und Bearbei-
tern vor Ort noch zur Verfü-
gung, kritisiert Zastrow.

<< Tarifkollaps 
befürchtet

Als „völlig fatal“ schildern die 
Polizeigewerkschafter die Situ-
ation im Tarifbereich, wo die 
Bundespolizei in den nächsten 
Jahren einen Kollaps erleben 
wird, weil niemand mehr zu 

Billiglöhnen in der Entgelt-
gruppe 3 als ausgebildete 
Fachkraft arbeiten wird. Die 
Konkurrenz in den Kommunen 
und in der freien Wirtschaft 
hat längst die Fühler ausge-
streckt und wirbt mit deutlich 
höheren Entgelten. „Kein 
Wunder, dass uns bereits jetzt 
gleich nach der Ausbildung 
gute Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter wieder verlassen“, 
schlussfolgert Hans-Joachim 
Zastrow.

Die Gesprächsrunde beschäf-
tigte sich auch mit Möglichkei-
ten, an Präventionsangeboten 
der Dienststelle teilzunehmen 
und die langen Wartezeiten 
bei der Beihilfeerstattung zu 
reduzieren.

Als Fazit der Gesprächsrunde 
kann man festhalten, dass 
es im Bereich der Bundespoli-
zei-Verwaltung viele ungelöste 
Aufgaben gibt, die unbedingt 
und möglichst zeitnah gelöst 
werden müssen. Begriffe 
wie Wertschätzung und Kar-
riereplanung dürfen auch für 
unsere Verwaltung und deren 
Mitarbeiter keine Fremdwör-
ter sein! 
�

<< Neue Geschäftsstellen

Am 5. Juli 2013 wurde die neue Geschäftsstelle des Regionalver-
bandes Nord der Kommunikationsgewerkschaft DPVKOM unter 
der neuen Adresse in der Wandsbeker Chaussee 27 in 22089 Ham-
burg-Eilbek mit etwa 200 Gästen feierlich eröffnet. Die DPVKOM 
hatte kürzlich die Immobilie erworben und von Handwerksbe-
trieben aus der Region zu einem wahren Juwel und Kommunika-
tionszentrum für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und 
natürlich die Mitglieder der DPVKOM umbauen lassen. Fotos und 
ein ausführlicher Bericht sind unter http://www.dpvkom-nord.de 
zu finden.

Ebenfalls eine neue Geschäftsstelle bezog der Landesverband der 
Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG). Insbesondere den zahl-
reichen Neumitgliedern an der Fachhochschule Güstrow soll ein 
Ansprechpartner vor Ort längere Wege ersparen. Diesen hat man 
mit Hans-Ullrich Heimann  gefunden, der über langjährige Erfah-
rung in der Landespolizei verfügt. 

Die Geschäftsstelle befindet sich in der Hollstraße 13 in 18273 
Güstrow und ist unter Telefon 03843.682301, Fax 03843.682303 
zu erreichen.�

> dbb regional magazin  |  September 2013

dbb regional

8

M
ec

kl
en

bu
rg

-V
or

po
m

m
er

n

>



Beteiligungspflicht:

Ausgehebelt
Die Spitzenverbände der Beamten in Sachsen, der 
Sächsische Beamtenbund (SBB) und der DGB Sach-
sen haben die Staatsregierung wegen des zeitlich 
zu knappen Beteiligungsverfahrens bei der 
Dienstrechtsreform kritisiert.

„Drei Jahre Vorbereitung der 
Ministerien, fast 500 Seiten, 
zwei Kabinettssitzungen und 
dann müssen die Gewerkschaf-
ten innerhalb von vier Wochen 
in einem verkürzten Verfahren 
Stellung beziehen. Damit wird 
die gesetzlich vorgeschriebene 
Beteiligungsfrist ausgehebelt“, 
sagten der Vorsitzende des SBB, 
Gerhard Pöschmann, und der 
stellvertretende DGB-Vorsitzen-
de Markus Schlimbach in einer 

gemeinsamen Erklärung. Jetzt 
müssten die beteiligten Ge-
werkschaften innerhalb einer 
sehr kurzen Frist rund 500 Sei-
ten Gesetzestext beurteilen 
und Stellungnahmen dazu ab-
geben. „Das kann in der Kürze 
der Zeit nicht fundiert erfolgen, 
zumal jetzt Urlaubszeit ist.“

Beamtenbund und DGB Sach-
sen erwarten von den Fraktio-
nen des Sächsischen Landtages, 

die Beteiligung der Beschäftig-
tenvertreter ernster zu nehmen 
als die Staatsregierung.

Das Gesetzgebungsverfahren 
zur Dienstrechtsreform war 
wegen der Übertragung der 
Gesetzgebungskompetenz für 
die Beamten auf die Länder im 
Rahmen der Föderalismusre-

form notwendig geworden.  
Die Dienstrechtsreform ist die 
wichtigste gesetzgeberische 
Maßnahme der Staatsregie-
rung in Bezug auf das neu gel-
tende Landesrecht. Es enthält 
sowohl die Regelungen zum 
Dienst- und dem Versorgungs-
recht als auch die Besoldungs-
ordnung.�

Sächsisches Dienstrechtsneuordnungsgesetz:

Am Ziel vorbei
Durch den vorliegenden Gesetzesentwurf zum 
Dienstrechtsneuordnungsgesetz will die Sächsi-
sche Staatsregierung den durch die Föderalismus-
reform I gewonnenen Spielraum umfassend nut-
zen. Grundlage der Regelungen sollen die am 
2. Februar 2010 beschlossenen Eckpunkte für eine 
umfassende Reform des Dienst-, Besoldungs- und 
Versorgungsrechts bilden. 

Zielstellung der Staatsre- 
gierung war es, ein transpa-
rentes und leistungsorientier-
tes Landesrecht zu schaffen, 
das die Wettbewerbsfähig-
keit, Qualität und Attrakti- 
vität des öffentlichen Diens- 
tes im Freistaat Sachsen stärkt. 

Der SBB unterstreicht – wie 
auch bereits in der Stellung-
nahme im Rahmen der Anhö-

rung 2012 – dass die herge-
brachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums nach der 
höchstrichterlichen Rechtspre-
chung auch nach der Aufnah-
me der „Fortentwicklungs-
klausel“ in das Grundgesetz 
weiterhin uneingeschränkt 
zu beachten sind. 

Effektivität und Effizienz sind 
wichtige Parameter, an denen 

sich auch der öffentliche 
Dienst messen lassen muss. 
Allerdings kann die Leistung 
des öffentlichen Dienstes nicht 
nur aus betriebswirtschaftli-
cher Sicht definiert werden. 
Der öffentliche Dienst hat im 
Interesse des Gemeinwohls 
eine viel umfassendere Aufga-
benstellung. Staatliche Grund-
leistungen müssen verlässlich, 
ohne Ansehen der Person und 
ihrer wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit, allen, die sie 
benötigen, angeboten werden. 
Darauf muss auch ein moder-
nes Dienstrecht ausgerichtet 
sein. 

Gleichfalls muss das Dienst-
recht dem gesellschaftlichen 
Fortschritt Rechnung tragen. 
So müssen auch bei der Perso-

nalentwicklung Aspekte der 
Chancengleichheit von Frauen 
und Männern, von Universalis-
ten aber auch von Spezialisten 
unbedingt berücksichtigt wer-
den. Das Dienstrecht muss 
gleichzeitig den Rahmen und 
Anreize bieten für die Gewin-
nung qualifizierten Nachwuch-
ses und Fort- und Weiterbil-
dungsangebote bereithalten. 
Es muss Motivationsanreize 
durch leistungsorientierte 
berufliche Fortentwicklung 
setzen und Gelegenheit zur 
Verschaffung einer großen 
Verwendungsbreite aber auch 
zur Spezialisierung geben. 

Deshalb ist die Förderung von 
Mobilität durchaus zu begrü-
ßen. Sie darf aber nicht zum 
Selbstzweck und zur unab-
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dingbaren Voraussetzung bei 
Beförderungen und bei Aus-
wahlverfahren werden. Maß-
geblich für die Vergabe höher-
wertiger Stellen und für 
Beförderungen muss nach wie 
vor die Bestenauslese nach Eig-
nung, Leistung und Befähigung 
bleiben. Hierbei ist gezeigte 
Mobilität nur eine Komponen-
te, der nicht der Vorzug vor an-
deren Eignungsmerkmalen ge-
geben werden darf.

Der öffentliche Dienst hat 
auch eine Vorbildfunktion für 
gesellschaftliche Veränderun-
gen. Die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf muss daher 
einen hohen Stellenwert ha-
ben. Dazu gehören das Einräu-
men von möglichst hoher 
Zeitsouveränität, das Anbieten 
flexibler Arbeitszeitmodelle, 
das Fördern von alternierender 
Telearbeit und nicht zuletzt 
auch verträgliche Wochen- 
und Lebensarbeitszeiten sowie 

familienfreundliche Arbeits-
wege. 

Ob der vorliegende Entwurf 
des Dienstrechtsneuordnungs-
gesetzes den Zielstellungen 
der Staatsregierung, den An-
forderungen der Verfassung 
und der Bürger des Freistaates 
Sachsen sowie der Beamtin-
nen, Beamten und Versor-
gungsempfänger gerecht 
werden kann und einen 
angemessenen Ausgleich die-
ser Interessen bewirkt, bleibt 
offen. Manches wird sich erst 
mit den zugehörigen Verord-
nungen abschließend beurtei-
len lassen. 

Die konkreten Vorschläge, die 
der SBB im Rahmen der Anhö-
rung 2012 gemacht hat, finden 
sich bislang im Gesetzentwurf 
nicht wieder. So werden zwar 
eine Vielzahl davon geschaffen 
oder überarbeitet, die auf kurz-
fristige Fachkräfte- und Nach-

wuchsgewinnung abstellen. 
Nach Auffassung des SBB wäre 
es dagegen sinnvoller, den öf-
fentlichen Dienst in Sachsen 
statusgruppenübergreifend 
dauerhaft attraktiv zu gestal-
ten. Die Besserstellung Einzel-
ner kann kurzfristig Fachkräfte 
binden, schafft aber weder 
nachhaltige Motivation, noch 
verhindert sie die Abwande-
rung des „bereits vorhande-
nen“ Personals. 

Das trifft insbesondere auf die 
Ausgestaltung des Besoldungs-
rechts zu. So ist nach wie vor 
kein Ausgleich für den Wegfall 
der Sonderzahlung zu erken-
nen. Dies führt im Vergleich zu 
Tarifbeschäftigten zu einer er-
heblichen Benachteiligung und 
letztlich zu einer Abkopplung 
von vergleichbaren Gehalts-
entwicklungen. Ähnliches gilt 
für die vorgesehene zeitlich 
verzögerte Übertragung des 
Tarifergebnisses 2013. Zwar ist 

die inhaltsgleiche Übertragung 
unter Berücksichtigung der Pra-
xis in anderen Bundesländern 
grundsätzlich positiv zu sehen. 
Eine zeitliche Verzögerung mit 
unterschiedlichen Staffelungen 
zwischen den Besoldungsgrup-
pen lässt sich jedoch sachlich 
nicht rechtfertigen und führt 
gerade im Hinblick auf den 
Wegfall der Sonderzahlung zu 
einer weiteren Benachteiligung 
der Beamten gegenüber den 
Tarifbeschäftigten. 

Seitens des SBB ist daher völlig 
unverständlich, weshalb die 
Staatsregierung die sich mit 
der Dienstrechtsreform eröff-
nete Möglichkeit zum Aus-
gleich dieser Benachteiligung 
nicht nutzt. Damit wird sie ih-
rem Anspruch, ein modernes, 
attraktives und leistungsorien-
tiertes Dienstrecht zu schaffen, 
nicht gerecht. Im Gegenteil 
wird dieses Ziel damit konter-
kariert.�

Urteil zum Senioritätsprinzip:

Teilerfolg erreicht
Mit seinem Urteil vom 23. April 2013, Az.: 2 A 
150/12, hat das Oberverwaltungsgericht Sachsen 
klargestellt, dass die bisherige Praxis der Einstu-
fung aufgrund des Besoldungsdienstalters, wel-
ches sich maßgeblich am Lebensalter orientierte, 
nicht rechtskonform ist. 

Hintergrund sind die Muster-
klagen verschiedener Kollegen 
zur Bezahlung aus der Endstufe 
der jeweiligen Besoldung.

Das Oberverwaltungsgericht 
hat diesem Ansinnen nur teil-
weise entsprochen, indem es 
feststellt, dass bei der Besol-
dung das Alter maßgebend ist, 
bis zu welchem der Beamte in 
seine Laufbahn eintreten kann. 
Im Musterfall wird von einem 
Beamten des gehobenen 

Dienstes ausgegangen, der mit 
spätestens 35 Jahren in diese 
Laufbahn eintreten könnte. In 
diesem Fall würde dem Beam-
ten die Stufe 6 zugeordnet 
werden.

Das OVG hat entschieden, dass 
dem Musterkläger eigentlich 
mit Beginn seiner Laufbahn die 
Stufe 6 zugestanden hätte. 
Vergleicht man dies mit einem 
Beamten des allgemeinen Voll-
zugsdienstes, ergibt sich rein 

rechtlich ein maximales Ein-
trittsalter von 34 Jahren, wel-
ches der Stufe 5 entspricht. 

Würde dieses Urteil umgesetzt 
werden, müssten alle Beamten 
neu eingestuft werden, begin-
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DEUTSCHLAND

ERHOLUNG UND URLAUB

MEISSEN/Dresden (S-Bahn), 
01662 Meisastr. 26, T. 0 35 21-
45 43 67, DZ ab 40,– ¤/Tg. f. Ü+F. 
www.gaestehaus-wittig.com

nend mit der Stufe 5. Diese Stu-
fe beginnt mit dem erstmaligen 
Erhalt von Dienstbezügen, also 
die Bezüge, die nach der Ausbil-
dung erstmalig gezahlt werden. 
Danach erfolgt der Stufenauf-
stieg wie in der Besoldungsta-
belle A vorgesehen. 

<	 Ein Beispiel: 

Der Beamte beendete seine 
Ausbildung im Jahr 2000. Er 
beginnt mit der Altersstufe 5 
und erreicht im Jahr 2013 die 
Stufe 9 entsprechend der Stu-
fentabelle. Nach der alten Re-
gelung wäre er 2012 noch in 
Stufe 6 und würde erst 2015 
die Stufe 7 erreichen. 

Damit wäre das Urteil ein Er-
folg. Allerdings erfolgt mit der 
Dienstrechtsneuordnung eine 
Umstellung der Einstufung 
rückwirkend zum 1. Juni 2006. 
Danach wird geprüft, welche 
Stufe der Beamte am 1. Sep-
tember 2006 nach der alten Re-
gelung erreicht hätte und be-
ginnt ab diesem Zeitpunkt mit 
dem Stufenaufstieg. Das be-
deutet für unser Beispiel: Der 
Beamte hätte am 1. September 
2006), die Stufe 4 erreicht. Da 
anrechenbare Vordienstzeiten 
bestehen (2000 bis 2006), wer-
den diese berücksichtigt und er 
wird in Stufe 6 eingestuft. Er 
würde dann im Jahr 2012 bis 
zur Stufe 8 aufgestiegen sein. 

Inwieweit die Neuzuordnung 
zu einer Nachzahlung führen 
würde, kann noch nicht einge-
schätzt werden. Wahrschein-
lich ist, dass es nicht dazu 
kommt. Unklar ist weiterhin, ob 
sich das Urteil des OVG Sach-
sen trotz Neuregelung des 
Besoldungsrechtes auswirken 
wird, da diese Regelung für den 
Beamten günstiger ist. Zudem 
hat das OVG Sachsen die Revi-
sion zugelassen und es ist 
davon auszugehen, dass die 
Sache vor dem Bundesverwal- 
tungsgericht entschieden wird.

Die Klage des Beamtenbundes 
hat den Freistaat Sachsen ge-
zwungen, sein Besoldungsrecht 

anzupassen, wodurch jüngere 
Kollegen bessergestellt wer-
den. Das ist auch ein Erfolg des 
SBB, auch, wenn es bis zu einer 
endgültigen Entscheidung noch 
dauern kann. 
� Renato Lüpke, 
� Vorsitzender 
Rechtschutzkommission des SBB

<	 Info

Die Beispielrechnung resul-
tiert aus dem Rechtsver-
ständnis des Verfassers und 
ist nicht rechtsverbindlich. �

Erfolg des SBB:

Reisekosten erhöht
Eine wiederholte Forderung des SBB, die deutliche 
Anhebung der Wegstreckenentschädigungen bei 
dienstlich veranlassten Fahrten mit Privatfahrzeu-
gen der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes, 
wird zum 1. September 2013 erfüllt. 

Der SBB hat sich in den vergan-
gen Jahren mit dem Thema der 
Anpassung der Reisekostenre-
gelungen an die Preissteigerun-
gen im Freistaat Sachsen be-
schäftigt. Mit Postkarten- 
aktionen an die Adresse des 
Finanzministers, an der über 
1 000 Außendienstmitarbeiter 
der Behörden des Freistaates 
teilgenommen haben, sowie 
Gesprächen mit Ministerien und 
den Fraktionen des Landtages, 
unterstrich der SBB die Forde-
rungen. Kollegen der Fachge-
werkschaften nahmen als Sach-
verständige im Rahmen der 
Anhörung zur Gesetzesinitiative 
der Fraktion Die Linke im Sächsi-
schen Landtag im Jahre 2011 
teil. Zuletzt hatte sich der SBB 
mit einem Schreiben an Staats-

minister Prof. Dr. Georg Unland 
und die Fraktionsvorsitzenden 
des Sächsischen Landtages ge-
wandt, um die überfällige An-
hebung der Wegstreckenent-
schädigung nach § 5 SächsRKG 
durchzusetzen und einen ver-
bindlichen Termin zu erfahren.

Der SBB forderte das Sächsische 
Staatsministerium der Finanzen 
auf, seinen Verpflichtungen aus 
§ 17 des SächsRKG, durch 
Rechtsverordnung die Höhe der 
erstattungsfähigen Aufwen-
dungen festzulegen und den 
veränderten wirtschaftlichen 
und steuerlichen Verhältnissen 
anzupassen, nachzukommen.

Mittlerweile hat das Sächsische 
Staatsministerium der Finan-

zen eine am 1. September in- 
kraft tretende Verordnung an-
gekündigt. Angehoben wird die 
Wegstreckenentschädigung bei 
Benutzung eines privaten Kfz 
für Dienstreisen. Sie steigt bei 
einer typischerweise im Außen-
dienst ausgeübten Tätigkeit 
und dem Vorliegen von trifti-
gen Gründen von 0,30 Euro pro 
Kilometer auf 0,35 Euro pro Ki-
lometer. 

Ansonsten bei Vorliegen von 
triftigen Gründen von 0,25 Euro 
pro Kilometer auf 0,30 Euro pro 
Kilometer und ohne triftige 
Gründe von 0,15 Euro pro Kilo-
meter auf 0,17 Euro pro Kilo-
meter.

Der Freistaat Sachsen hat da-
mit angesichts der explodieren-
den Kraftstoffpreise sowie 
stark gestiegener Anschaf-
fungs- und Unterhaltskosten 
der Fahrzeuge der Kostenent-
wicklung Rechnung getragen. 
Es war nicht mehr hinnehmbar, 
dass der Freistaat Sachsen bei 
der Erhöhung seiner Haushalts-
ansätze zwar für die eigenen 
Dienstfahrzeuge als Begrün-
dung die gestiegenen Unter-

haltskosten anführt, dies aber 
seinen Beschäftigten verwei-
gert. Die Beschäftigten, die ihre 
Privatfahrzeuge für dienstliche 
Zwecke einsetzen, ersparen 
dem Freistaat Sachsen und den 
Kommunen erhebliche Auf-
wendungen für die sonst not-
wendige Beschaffung und den 
Unterhalt von Dienstfahrzeu-
gen. Sie sorgen zum Beispiel für 
die Lebensmittelsicherheit in 
Sachsen und verschaffen dem 
Freistaat schließlich nicht uner-
hebliche Steuermehreinnahmen. 

Im Gleichklang mit dem ADAC 
fordert der Sächsische Beam-
tenbund vom Bund, endlich 
auch die steuerliche Entfer-
nungspauschale für den Weg 
zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte für alle Arbeitneh-
mer deutlich zu erhöhen.�
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A 7 A 8 A 9 A 11
Grundgehalt, Endstufe 2.472,17 2.694,61 2.871,03 3.596,17

Familienzuschlag 111,24 111,24 116,82 116,82
Vollzugszulage nicht 
ruhegehaltfähig 0,00 0,00 0,00 0,00

Stellenzulage Anlage 
14 SächsBesG hier 
Anm. 27

18,18 18,18 71,10 79,02

Summe 2.601,59 2.824,03 3.058,95 3.792,01

X 50,37 ab 01.11.2019 1.310,42 1.422,46 1.540,79 1.910,04

Dazu Rente - geschätzt 480,00 500,00    600,00 720,00

Summe Versorgungs-
bezug + Rente **) ***) 
****)

1.790,42 1.922,46 2.140,79 2.630,04

**) Durch den Versorgungsbezug und die Rente wird die Mindestversorgung 
überschritten, hat also keine Bedeutung

***) Diese Beträge sind Bruttobeträge. Individuelle Beiträge zur Kranken- und Pflegeversiche-
rung und Steuern sind abzuziehen

Anmerkung zu ****): �Wäre dieser Betrag niedriger als die Mindestversorgung von 1 467,90 Euro, 
stockt der Dienstherr diesen Betrag bis zu 1 467,90 Euro auf.

Versorgung ab dem 1. November 2019 einschließlich Rente

> Uwe Hehr, stellvertretender SBB Landesvorsitzender.

Berechnung von Versorgungsbezügen:

Musterrechnung II
Die Berechnung von Versorgungsbezügen ist 
schwierig. Mit einer Musterrechnung hilft der SBB 
insbesondere Kolleginnen und Kollegen, für die 
eine besondere Lebensaltersgrenze im Beamten-
recht gilt, zum Beispiel Polizeibeamte und Justiz-
vollzugsbeamte, transparent zu machen, wie sich 
ihre Versorgungsbezüge berechnen lassen.

<	 Lesen Sie Teil 2: 
Verwaltungsdienst

Hier geht es um Beamtinnen 
und Beamte des allgemeinen 
Verwaltungsdienstes, deren 
normales Ruhestandsein- 
trittsalter bisher 65 Jahre 
war und das jetzt – gleitend – 
bis auf 67 Jahre erhöht wird.  
Beamter/Beamtin A 7, A 8, A 9 
oder A 11, geboren am 4. Feb-
ruar 1954, verheiratet, ruhe-
gehaltfähige Dienstzeit 
(rgfDZ) seit 3. Oktober 1990, 
immer Vollzeit, Eintritt in den 
Ruhestand mit 65 Jahren und 
neun Monaten, weil acht Mo-
nate Verlängerung am 1. Janu-
ar 2019, regulärer Rentenein-

tritt mit 65 Jahren und neun 
Monaten, weil acht Monate 
Verschiebung. Die Rente tritt 
auch am 1. November 2019 
hinzu.

3. Oktober 1990 bis 31. Ok- 
tober 2019 = 28 Jahre und 
29 Tage = Dezimal 28,08 
Jahre.

28,08 x 1,79375 Prozent 
= 50,37 Prozent ruhege- 
haltfähige Dienstbezüge. 
Sie erhalten ab 1. Novembver 
2019 einen Versorgungspro-
zentsatz von 50,37Prozent.�

> Frauenvertretung tagte. Unterstützt von 
der BBBank trafen sich die Frauen des SBB 
zum Ende des Halbjahres 2013 mit der 
stellvertretenden Bundesvorsitzenden 
Astrid Hollmann in der Bundesfinanzver-
waltung Dresden und diskutierten zum 
Thema Zeitmanagement. Im Bild von 
links: Monika Dietze und Renate Eichele, 
Vorstandsmitglieder der dbb frauenvertre-
tung sachsen; Angela Schäfer, Vorsitzende 
der dbb frauenvertretung sachsen und 
Astrid Hollmann, stellvertretende Bundes-
vorsitzende des dbb.
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Polizeistrukturreform: 

Albtraum für die innere Sicherheit
Der stellvertretende dbb Landesvorsitzende und Vorsitzende der Deutschen 
Polizeigewerkschaft (DPolG) Sachsen-Anhalt, Wolfgang Ladebeck, kritisiert, 
dass mit der geplanten Polizeistruktur-reform in erster Linie Personal abge-
baut werden soll. 

Bis 2019 sollen rund 2 500 Stel-
len in Polizeiverwaltung und 
Polizeivollzug gestrichen wer-
den. Das sind mehr als 30 Pro-
zent aller Stellen, die dem Rot-
stift zum Opfer fallen. „Ein 
Albtraum für die innere Sicher-
heit“, sagte Ladebeck. Schon 
jetzt seien die Gewalt auf den 
Straßen und die Entwicklung 
der Gesamtkriminalität mit 
dem vorhandenen Personal 
nur schwer in den Griff zu be-
kommen. Bei einem jährlichen 
Einstellungskorridor von 150 
Stellen werde es 2019 nur noch 
5 000 Polizeivollzugsbeamte 
im Land geben. Die Landesre-
gierung müsse den Personalab-
bau stoppen und die Einstel-
lungszahlen in der Polizei 
deutlich – um mindestens 250 
Einstellungen pro Jahr – erhö-
hen, fordert Ladebeck. „Wir ha-
ben in den letzten Jahren in 
der Polizei bereits über 2 000 
Stellen eingespart und leisten 
uns nicht deutlich mehr Polizei 
als andere Bundesländer.“ Die 

derzeit diskutierten Vorschläge 
zur Strukturreform – vier Poli-
zeidirektionen und ein neues 
Zentrales Polizeiamt – sind für 
Ladebeck nicht „der große 
Wurf“ sondern eher „Kosme-
tik“. Einige Synergieeffekte 
werde es geben, wenn zum 
Beispiel künftig alle Verwal-
tungsaufgaben zentral erledigt 
würden. Die Leistungsfähigkeit 
der Polizei insgesamt werde 
sich dadurch aber nicht erhö-
hen. Entscheidend für Effizienz 
und Bürgerfreundlichkeit sei 
die Struktur auf der Ebene der 
Polizeireviere und Polizeistatio-
nen. Die geplante generelle 
Schließung aller 70 Stationen 
unterhalb der Revierebene hält 
Ladebeck für falsch. „Wenn ein 
Polizeirevier wegen des großen 
Einzugsbereiches für die Bürger 
nur noch schwer erreichbar ist 
und es Kriminalitätsschwer-
punkte gibt, brauchen wir auch 
in Zukunft noch die eine oder 
andere Polizeistation. Fest 
steht, der Bürger will weiterhin 

den Schutzmann um die Ecke, 
und das in jedem Ort“, sagte 
Ladebeck. 

Die CDU/SPD-Koalition hat sich 
auf eine neue Polizeistruktur 
für Sachsen-Anhalt verstän-
digt, zumindest was den „Ober-
bau“ betrifft. Einig sind sich die 
Koalitionäre darüber, dass es 
künftig vier Direktionen und 
ein neues Zentrales Polizeiamt, 
das alle Verwaltungsaufgaben 
übernimmt, geben soll. Derzeit 
gibt es drei Polizeidirektionen 
in Halle, Magdeburg und Des-
sau-Roßlau. Hinzu käme eine 
Direktion in Stendal. Das künf-
tige Zentrale Polizeiamt soll für 
Personal, zentrale Beschaffung 
und den Gesamthaushalt zu-
ständig sein. Technisches Poli-
zeiamt, Landesbereitschafts-
polizei, Wasserschutz sowie 
Technik sollen integriert wer-
den. Das erklärte eine Spreche-
rin des Innenministeriums und 
bestätigte damit einen Bericht 
der „Magdeburger Volksstim-

me“. Wie der „Unterbau“ bei 
der Polizei künftig aussehen 
soll, bleibt indes umstritten. 
Innenminister Holger Stahl-
knecht (CDU) will 70 Polizei-
stationen im Lande schließen. 
Stattdessen schlägt er vor, 50 
Einsatzkreise zu bilden, in de-
nen insgesamt etwa 1 000 Poli-
zisten mit Streifenwagen und 
moderner Technik im Einsatz 
sind. Zudem sollen 200 Ge-
meindepolizisten vor Ort sein. 
Das geplante Aus für die klei-
nen Polizeirevierstationen löst 
heftigen Widerstand beim 
Koalitionspartner SPD aus.�

dbb und DSTG zur geplanten Auflösung OFD: 

Mittelbehörde hat sich bewährt
Der dbb und die Deutsche 
Steuergewerkschaft (DSTG) kri-
tisieren die Pläne von Finanz-
minister Jens Bullerjahn, die 
Oberfinanzdirektion (OFD) 
Magdeburg bis Ende 2014 auf-
zulösen. Die OFD als Mittelbe-
hörde übernehme wichtige 
Bündelungsfunktionen und 
habe sich bewährt. Die Funkti-

onsfähigkeit der Finanzverwal-
tung als wichtige Einnahme-
verwaltung des Landes müsse 
Vorrang vor den Sparbemü-
hungen des Finanzministers 
haben. Den Nachweis, dass mit 
der Auflösung der OFD Kosten 
in nennenswertem Umfang 
gespart werden, müsse Herr 
Bullerjahn erst noch erbringen.

„Die Beschäftigten fühlen sich 
schlecht informiert und haben 
den Eindruck, nicht in not-
wendigem Umfang in den Pro-
zess der Organisationsände-
rung einbezogen zu werden. 
Noch im April standen die Vor-
züge der Dreistufigkeit der Fi-
nanzverwaltung im Allgemei-
nen und die Leistungsfähigkeit 

der OFD im Besonderen im 
Mittelpunkt einer gemeinsa-
men Arbeitstagung von Stu-
fenvertretungen und Dienst-
stellen. Die sachgerechte 
Aufgabenerledigung in der Fi-
nanzverwaltung muss Vorrang 
vor den ambitionierten Spar-
bemühungen der Landesregie-
rung haben. Qualitätssiche-
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rung muss vor Personalabbau 
stehen“, sagte DSTG-Landes-
vorsitzende Iris Herfurth. 
Haushalterische Einsparungen 
in dieser Form führten 
zwangsläufig zur weiteren 
Verminderung der Leistungs-
fähigkeit der ohnehin seit Jah-
ren durch massiven Personal-
abbau belasteten Finanzämter. 
Qualitätsverlust bei der Aufga-
benerledigung und negative 
berufliche Perspektiven für die 
Beschäftigten als Folge der 
Auflösung der OFD seien in An-
betracht des fraglichen Ein-
sparvolumens nicht hinnehm-
bar.

Die erst im Jahre 2007 durch-
geführte Strukturreform der 
Finanzämter beinhaltete als 
zentrales Element die Dreistu-
figkeit der Finanzverwaltung. 
Die Oberfinanzdirektion sollte 
als Bündelungsbehörde zen-
traler Dienstleister der Finanz-
ämter sein. Ihr angegliedert 
seien auch die Landeshaupt-
kasse und die Bezüge- und 
Beihilfestelle. Wenn jetzt zen-
trale Bereiche wie die Landes-
hauptkasse und die Bezüge-
stelle an das Bau- und 
Liegenschaftsmanagement 
Sachsen-Anhalt (BLSA) abge-
geben werden sollen, würden 

Aufgaben und Personal ledig-
lich verschoben, ohne dass 
Stellen in nennenswertem 
Umfang wegfallen. Die be- 
absichtigte Stärkung der Ei-
genverantwortung der Finanz-
ämter als örtliche Steuerein-
nahmeverwaltung bedeute 
auch eine höhere Belastung 
der Finanzämter und der zu-
ständigen Fachreferate im Fi-
nanzministerium, die die Auf-
gaben der OFD miterledigen 
müssen. 

„Mit der Kabinettentscheidung 
2007 zur Finanzamtsstruktur-
reform hat die Landesregierung 

nicht nur dem Prinzip der Ein-
räumigkeit zugestimmt, son-
dern sich auch zu einem drei-
stufigen Aufbau der Finanz- 
verwaltung mit der OFD be-
kannt. Es war Jens Bullerjahn, 
der damit warb, dass mit der 
Reform langfristig zukunftsfä-
hige Strukturen in der Finanz-
verwaltung geschaffen werden. 
Jetzt stehen die Strukturen 
schon wieder auf dem Prüf-
stand. Wir brauchen nicht eine 
Strukturreform nach der ande-
ren“, sagte dbb Landeschef 
Maik Wagner. In die Finanzver-
waltung des Landes müsse 
endlich Ruhe einkehren.�

Bertelsmann-Studie: 

Keine neuen Erkenntnisse
In Sachsen-Anhalt brechen fast doppelt so viele 
Schüler die Schule ab wie im Bundesdurchschnitt. 
Auch ist der Anteil der Abiturienten zu niedrig. 
Das sind zwei Ergebnisse einer Studie der Bertels-
mann Stiftung zur Chancengerechtigkeit und Leis-
tungsfähigkeit der deutschen Schulsysteme, die 
im Juni 2013 veröffentlicht wurde. Keinerlei neue 
Erkenntnisse und verzerrte Maßstäbe haben die 
Lehrerverbände des dbb sachsen-anhalt der Neu-
auflage des Chancenspiegels der Bertelsmann 
Stiftung vorgeworfen. 

Laut Chancenspiegel der Ber-
telsmann Stiftung liegen die 
Schwächen in Sachsen-Anhalt 
vor allem bei der niedrigen Abi-
turientenquote mit 36,8 Pro-
zent (Bundesdurchschnitt 51,1 
Prozent), einer mit 12,1 Pro-
zent doppelt so hohen Schul-
abbrecherquote wie im Bun-
desdurchschnitt (6,2 Prozent) 
und einer hohen Förderschul-
quote von 7,5 Prozent (Bundes-
durchschnitt 4,8 Prozent). Zwar 
konnte sich Sachsen-Anhalt zu 
den Vorjahren in allen drei un-
tersuchten Bereichen geringfü-
gig verbessern. Insgesamt lie-
gen aber alle Werte weiterhin 

deutlich unter dem Bundes-
durchschnitt.

Die Lehrerverbände des dbb 
sachsen-anhalt setzen bei den 
Hochschulzugangsberechti-
gungen mehr auf Qualität als 
Quantität. Die Anzahl der Abi-
turientenquote als absoluten 
Maßstab für Chancengerech-
tigkeit zu nehmen, führe in die 
Irre. Es komme vor allem da-
rauf an, ob hinter der Studien-
berechtigung auch die Studien-
befähigung stehe und da zeige 
eine neue Studie der Hoch-
schul Informations System 
GmbH (HIS), dass beispielswei-

se Abiturienten aus Bayern – 
ein Land mit noch niedrigeren 
Anteilen von Hochschulzu-
gangsberechtigten – erheb- 
lich weniger Studienabbrüche 
hätten als Abiturienten aus 
Bundesländern mit deutlich 
höheren Abiturquoten. Der 
Chancenspiegel unterstelle, 
dass Bildungsgerechtigkeit 
dann erreicht sei, wenn alle das 
Abitur hätten. Dies sei aber ein 
Irrtum, wie das Beispiel von 
Ländern mit scheinbarer Voll-
akademisierung zeigt.

Über die Gründe der geringen 
Abiturientenquote in Sachsen-
Anhalt sagte Jürgen Mannke, 
Vorsitzender des Philologen-
verbandes Sachsen-Anhalt 
(PhVSA): Man könne vermuten, 
dass die Abwanderungen in 
den vergangenen zwei Jahr-
zehnten eine Rolle gespielt ha-
ben. Möglicherweise seien bil-
dungsnahe Familien eher 
abgewandert als bildungsfer-
nere. „Wir haben ein großes 
intellektuelles Potenzial verlo-
ren“, äußerte Mannke. Außer-
dem habe man seit vier bis 
fünf Jahren auch ohne Abitur 

gute Chancen, einen attrakti-
ven Ausbildungsplatz zu erhal-
ten. Man müsse also kein Abi-
tur machen und studieren, um 
etwas zu werden.

Die Vorsitzende des Sekundar-
schullehrerverbandes (SLV) 
Sachsen-Anhalt, Claudia Die-
penbrock, sieht die Ursachen 
der niedrigen Abiturientenquo-
te im fehlenden Ehrgeiz der 
Schüler. „Ehrgeiz ist heutzuta-
ge vielen Schülern fremd. Sie 
mogeln sich so durch und zei-
gen nur wenig Bereitschaft, 
sich anzustrengen. Wenn man 
Glück hat, findet man wenigs-
tens im Abschlussjahrgang 
noch interessierte Schüler“, so 
Diepenbrock. Doch wer trägt 
die Schuld an der Lustlosigkeit 
der jungen Generation? Einen 
großen Anteil daran habe nach 
ihrer Meinung die moderne 
Medienvielfalt. In der Freizeit 
säßen viele Schüler viel zu lan-
ge vor Computer und Fernse-
her. „Der nötige Sauerstoff 
zum Regenerieren fehlt ihnen“, 
äußerte die SLV-Landesvorsit-
zende. Auch die moderne Aus-
stattung der Schulen lasse zu 
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wünschen übrig. Weitere Grün-
de sieht Diepenbrock in der so-
zialen Herkunft und der Vor- 
bildung der Eltern. Gehen die 
Eltern lustlos oder gar nicht zur 
Arbeit, so sehen auch die Kinder 
später keinen Sinn darin, sich im 
Beruf zu engagieren und Spaß 
an der Arbeit zu haben.

Die hohe Schulabbrecherquote 
führt der SLV auf die Überfor-
derung der Schüler zurück. 
„Wird ein durchschnittlich be-
gabtes Kind am Gymnasium 
eingeschult, muss es sehr viel 
Fleiß aufbringen, um die Schul-
zeit einigermaßen zu durchlau-
fen. Frustration macht sich 
breit. Und schlechte Schulleis-
tungen hemmen erfahrungs-
gemäß den Leistungswillen. 
Spätestens hier sollten die El-
tern überdenken, ob sie die 
richtige Schulform für ihr Kind 
gewählt haben“, sagte Diepen-
brock.

Auch der Verband Bildung und 
Erziehung (VBE) Sachsen-An-
halt steht der Zahl der Schul-
abbrecherquote in Sachsen-
Anhalt kritisch gegenüber. 
Zwölf Prozent der Schüler ei-
nes Jahrgangs verlassen die 
Schule in Sachsen-Anhalt ohne 
Abschluss – das ist jeder Achte 
eines Jahrgangs. „Für diese 

Schülergruppe müssen wir 
Konzepte entwickeln, um ih-
nen einen besseren Start in das 
Berufsleben zu ermöglichen“, 
sagte Hilmar Penne, Referats-
leiter Gymnasien im VBE Sach-
sen-Anhalt. Schwerpunkt der 
Bildungsarbeit in Sachsen-An-
halt sollte die Verringerung der 
Schüler ohne Schulabschluss 
und nicht die Erhöhung der 
Abiturquote sein. Der VBE set-
ze sich aber darüber hinaus 
für ein Abitur ein, das jungen 
Menschen die Fähigkeit zur er-
folgreichen Bewältigung eines 
Studiums bescheinigt. Der Ver-
band unterstütze die Vereinba-
rungen der Kultusminister zu 
einheitlichen Abiturstandards 
in einigen Fächern. „Die Abitur-
prüfung in Sachsen-Anhalt mit 
fünf Prüfungsfächern und den 
Pflichtfächern Deutsch und 
Mathematik könnte auch in 
allen anderen Bundesländern 
der Standard sein“, meinte 
Penne.

Zum Wittenberger Beschluss 
der Kultusminister vom Juni 
2013 zum Aufbau eines Pools 
von Prüfungsaufgaben für die 
Allgemeine Hochschulreife er-
klärte der Vorsitzende des Phi-
lologenverbandes Sachsen-An-
halt, Jürgen Mannke: „Wir 
begrüßen grundsätzlich alle 

Schritte, die einer besseren 
Vergleichbarkeit der Abiturprü-
fungen in den verschiedenen 
Bundesländern dienen“. Die 
Wittenberger Beschlüsse seien 
halbherzig und wiesen mit Si-
cherheit nicht den Weg zu ei-
nem deutschen Zentralabitur. 
Angesichts der Bedeutung von 
Hundertstelnoten in Abitur-
zeugnissen bei der Zulassung 
zu Studienfächern sei es nicht 
tragbar, dass das Abitur in den 
Bundesländern zu unterschied-
lichen Preisen zu haben ist. Ziel 
müsse eine Niveauanglei-
chung nach oben sein. Mannke 
bezweifelt aber, dass dafür bei 
der Mehrzahl der Bundeslän-
der der politische Wille vorhan-
den ist. Wenn es aber nirgend-
wo schwerer werden soll, liege 
der Verdacht nahe, dass eine 
Angleichung nach unten in- 
kauf genommen wird. „Die Na-
gelprobe, ob die Kultusminis-
terkonferenz es ernst meint, 

besteht darin, ob sie eine stich-
probenartige Überprüfung in 
allen Bundesländern ab 2016 
zulässt, inwieweit die Bil-
dungsstandards eingehalten 
werden. Die Tatsache, dass 
dies bislang nicht geplant ist 
lässt vermuten, dass das ganze 
Unternehmen ein Papiertiger 
bleiben könnte.“ Die Kultusmi-
nisterkonferenz habe also 
nicht viel mehr als den Aufbau 
eines zentralen Pools beschlos-
sen, in den ab 2016 Abiturauf-
gaben aus allen Bundesländern 
eingestellt werden. Das sei 
eine kann- und keine muss- 
Lösung und gelte vorerst für 
die Fächer Englisch, Deutsch, 
Mathe und Französisch. „Von 
einem einheitlichen Zentralab-
itur in Deutschland kann also 
keine Rede sein und das ist, mit 
Blick auf den festgefügten Fö-
deralismus, besonders im Kul-
tusbereich, auch gar nicht 
möglich“, sagte Mannke.�

Seminar: 

Angewandte Kommunikation
Personalratsmitglieder der Landesverbände der 
Deutschen Steuergewerkschaft (DSTG) und der 
Deutschen Verwaltungsgewerkschaft (DVG) tra-
fen sich vom 27. Juni bis 29. Juni 2013 in Stange-
rode zu einem gemeinsamen Seminar zum Thema 
„Angewandte Kommunikation“. 

Sprachwissenschaftlerin Kari-
na Becker vermittelte den Se-
minarteilnehmern die Grundla-
gen der Rhetorik. 

Anschließende Übungen vor 
laufender Kamera sowie prak-
tische Anwendung des Fünf-
Satz-Prinzips und Beachtens > Seminar DVG Stangerode.
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der zwei Ebenen der Kommuni-
kation festigten das Erlernte. 
Obgleich die meisten Seminar-
teilnehmer „alte Hasen“ im 
Personalratsgeschäft oder in 
einer Gewerkschaftsfunktion 
sind, gab es immer wieder Neu-
es zu lernen beziehungsweise 
Vergessenes auszugraben. 
„Auch wenn Kommunikation 
unser tägliches Geschäft ist, 
hat es Karina Becker bestens 
verstanden, dieses Thema auf-
zubereiten und uns praktische 
Tipps zu geben. Das macht Lust 
auf mehr“, schwärmte Iris Her-
furth, Landesvorsitzende der 

DSTG. „Dies war das gelun-
genste Seminar in meiner bis-
herigen Beamtenlaufbahn“, 
schrieb Dorette Seifert, stell-
vertretende Vorsitzende des 
Personalrates der Stadt Halle, 
in ihrer Seminareinschätzung. 
Seminarleiter Ulrich Stock, 
stellvertretender Vorsitzender 
des dbb sachsen-anhalt und 
Vorsitzender der DVG, freute 
sich über das durchweg positi-
ve Feedback der Seminarteil-
nehmer. Ein Folgeseminar zum 
Thema „Möglichkeiten und Va-
riationen der Stimme“ ist be-
reits in Planung.� > Karina Becker, Sprachwissenschaftlerin aus Magdeburg

10. Magdeburger Unihockeynight: 

Sport verbindet

Seit zehn Jahren engagieren 
sich die dbb jugend und die 
dvg-JUGEND gemeinsam in der 
Magdeburger Unihockeynight, 
einer Veranstaltung gegen 
Rechtsextremismus, Radikalis-
mus und Antisemitismus. 
Neben den bewährten Promi-
nentenspielen hatten die Ver-
anstalter und die ausrichtende 
WSG Reform Magdeburg e.V. 
zu einem Turnier zu nächtlicher 
Stunde am 28./29. Juni 2013 
eingeladen. Die 10. Auflage ge-
wann der SC DHfK Leipzig vor 
dem Floorball Club Phönix 
Leipzig und den Red Devils 
Wernigerode.

Die Schirmherrschaft für die 
10. Magdeburger Unihockey-
night hatten Innenminister 
Holger Stahlknecht und Land-

tagsvizepräsidentin Dr. Helga 
Paschke übernommen. Im ers-
ten Prominentenspiel traf ein 
Prominententeam mit Matthi-
as Geraldy von der Stadtspar-
kasse Magdeburg auf die 
Mannschaft der Mühlenkids 
vom Verein Spielwagen Mag-
deburg e.V. Der Verein Spielwa-
gen engagiert sich unter ande-
rem im Magdeburger Stadtteil 
Neu-Olvenstedt in der offenen 
Jugendarbeit. Dieses Spiel 
konnte das Prominententeam 
mit 2:0 für sich entscheiden. 
Im zweiten Einlagespiel wur-
den die beiden Teams durch 
Spieler der am Turnier teilneh-
menden Mannschaften und 
der Veranstalter verstärkt. 
Diese Begegnung konnten die 
Mühlenkids knapp mit 4:3 für 
sich entscheiden.

„Eine kleine Tradition“ nannte 
Thomas Löwe, stellvertreten-
der Landesvorsitzender der 
dbb jugend sachsen-anhalt, die 
seit neun Jahren bestehende 
Zusammenarbeit mit dem Ver-
ein Spielwagen Magdeburg. 
„Ich freue mich, dass die Müh-
lenkids von unserem Partner-
verein sich wieder aktiv einge-
bracht haben“, beschreibt 
Löwe die Gemeinsamkeit in 
den Prominentenspielen. 

Auch bei der 10. Auflage ließen 
sich die dvg-JUGEND und dbb 
jugend nicht lange bitten und 
stellten eine eigene Mann-
schaft. Der letzte Tabellenplatz 
war Nebensache in dieser 
Nacht. In ihrem Grußwort stell-
te Sandra Kothe, Vorsitzende 
der dbb jugend (Bund), klar: 
„Hier zählt unser Engagement, 
die sportliche Leistung ist nicht 
primär“. Die Spielerinnen und 
Spieler kamen aus sieben Ver-
bänden der dbb jugend: 

Deutsche-Justiz Jugend, 
Deutsche Verwaltungs- 
Gewerkschaft, Deutsche 
Steuergewerkschaft, Bund 
Deutscher Forstleute, Gewerk-
schaft der Sozialversicherung, 
Verband der Beschäftigten 
der oberen und obersten 
Bundesbehörden, Gewerk-
schaft Deutscher Lokomotiv-
führer.

Für die dbb jugend spielten: 
Marcus Berger, Jörg Dander, 
Benjamin Edelmann, Marcus 
Fischer, Sandra Kothe, Thomas 
Löwe, Marcus Menneke, René 
Pellegrini, Michael Schwick, 
Sascha Titze und Steven Wer-
ner. Die Jugend der Deutschen 
Polizeigewerkschaft war mit 
einer eigenen Mannschaft da-
bei. Die Junge Polizei belegte 
einen guten siebenten Platz 
und konnte sich im Platzie-
rungsspiel gegen die Spielge-
meinschaft Heidenau/Graupa 
mit 2:1 durchsetzen.�

> Die Gäste-Mannschaft mit Torhüter Stefan Köhler, Floorball Club Phönix 
Leipzig

> Am Ende des Spiels um Platz 9 – die Mannschaften der dbb jugend in wei-
ßen Trikots und der PSV 90 Dessau in gelben Trikots.
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Gespräch mit Justizminister:

Verbessertes Laufbahnrecht
Am 18. Juli 2013 fand im Thüringer Justizministe-
rium ein Meinungsaustausch zwischen dem Thü-
ringer Justizminister Holger Poppenhäger und 
dem Vorsitzenden des Beamtenbundes Thüringen 
Helmut Liebermann sowie Gerd Schulz (BSBD) 
und Fred Siegert (DJG) statt.

Poppenhäger teilte mit, dass 
die gemeinsame Justizvoll-
zugsanstalt von Thüringen 
und Sachsen in Zwickau in ab-
sehbarer Zeit errichtet werden 
soll. Bei der noch zu schließen-
den Verwaltungsvereinbarung 
werden die Interessen der 
Thüringer Bediensteten einen 
wesentlichen Bestandteil bil-
den. Die Personalvertretungen 
und die Spitzenverbände wer-
den frühzeitig und umfassend 
einbezogen. Weiter streben 
Justiz- und Innenministerium 
die Aufwertung des einfachen 

Justizwachtmeisterdienstes 
an. Diese Laufbahngruppe soll 
in den mittleren Dienst über-
führt werden. Der tbb begrüß-
te die Ankündigung als wichti-
gen Schritt. Weiter bestand 
Einigkeit darin, dass die jüngs-
ten Tarifergebnisse im Rahmen 
der anstehenden Besoldungs-
erhöhung im Wesentlichen 
übernommen werden, wenn 
auch die vorgesehenen erheb-
lichen Verzögerungen bei den 
Anpassungsschritten nach 
Auffassung des tbb einer Kor-
rektur bedürfen. Darüber hin-

aus sollen in den niedrigeren 
Einkommensgruppen des Thü-
ringer Strafvollzugs bis Ende 
2013 mit zehn Prozent doppelt 
so viele Beamte mit einer Be-
förderung rechnen dürfen als 
ursprünglich vorgesehen. Die 
von der Thüringer Landesre-
gierung beabsichtigte Dienst-

rechtsreform soll stabile und 
langfristige Perspektiven für 
die Bediensteten schaffen. 
Die noch offenen Fragen sollen 
einvernehmlich geklärt wer-
den.

Es wird ein breiter Konsens 
angestrebt.�

> Fred Siegert (DJG), Gerd Schulz (BSBD), Dr. Holger Poppenhäger (SPD) und  
Helmut Liebermann (tbb).

„Thüringen-Frühstück“ mit der CDU-Fraktion:

Gründlichkeit vor Schnelligkeit
Da hat sich die CDU-Fraktion 
im Thüringer Landtag etwas 
Neues einfallen lassen. Um die 
drängendsten Probleme inten-
siver, lockerer und mit weniger 
Zeitdruck besprechen zu kön-
nen, hat sie die Landesleitung 
des tbb am 29. August 2013 
zum sogenannten „Thüringen-
Frühstück“ eingeladen.

Dass wir an einem Donners-
tagvormittag dieser Einladung 
nicht komplett folgen konnten, 
ist dem Umstand geschuldet, 
dass unsere Mandatsträger eh-
renamtlich arbeiten und eine 
gleichzeitige Freistellung von 
der Arbeit nur selten gelingt. 
Der Vorstand der CDU-Fraktion 

war leider auch nicht komplett. 
Das Fehlen des Fraktionsvorsit-
zenden Mike Mohring musste 
die Landesleitung mit großem 
Bedauern zur Kenntnis neh-
men, denn er war der Adressat 
teilweise heftiger Kritik des 
tbb.

Seitens der Fraktion wurde das 
Gespräch vertretungsweise 
vom Parlamentarischen Ge-
schäftsführer Volker Emde ge-
leitet. Weitere Teilnehmer wa-
ren die stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden Michael 
Heym und Egon Primas, die fi-
nanzpolitische Sprecherin An-
nette Lehmann, der innenpoliti-
sche Sprecher Wolfgang Fiedler 

und der Vorsitzende der CDA 
Thüringen, Gustav Bergemann. 
Die Abgeordneten wurden 
begleitet vom Fraktionsge-
schäftsführer Dr. Michael Koch 
und weiteren Mitarbeitern der 
Geschäftsstelle.

Der tbb wurde vertreten durch 
den Vorsitzenden Helmut Lie-
bermann, die stellvertretenden 
Landesvorsitzenden Birgit 
Drischmann, Mareike Kloster-
mann und Burkhard Zamboni 
sowie die Leiterin der Ge-
schäftsstelle Maria Gollnau.

Das aktuell brisante Thema der 
Verbeamtung von Thüringer 
Lehrerinnen und Lehrern, die 

Bildung eines Vorsorgefonds 
für Thüringer Beamtinnen und 
Beamte ab 1. Januar 2014, Po-
sitionen zur geplanten Behör-
den-Struktur- sowie zur Dienst-
rechtsreform waren die 
wesentlichen Gesprächsthe-
men während des fast zwei 
Stunden andauernden Ge-
sprächs, das durch konstruktiv 
kritischen Meinungsaustausch 
geprägt war.

<	 Verbeamtung

„CDU lehnt Verbeamtung von 
Lehrern ab“, das war die Über-
schrift eines Artikels in der 
Thüringer Landeszeitung vom 
23. August 2013, und das war 

> dbb regional magazin  |  September 2013

dbb regional <

Th
ür

in
ge

n

17



ebenso die Aussage des Frakti-
onsvorsitzenden Mike Mohring 
im Sommer-Interview des MDR 
vor wenigen Tagen. Helmut 
Liebermann äußerte vehemen-
te Kritik an der Verhaltens- und 
Vorgehensweise des Fraktions-
vorsitzenden in dieser Angele-
genheit. Unverständnis gibt es 
seitens des tbb auch deswe-
gen, weil sich der gleiche Abge-
ordnete in gleicher Funktion im 
Jahre 2006 unter Ministerpräsi-
dent Dieter Althaus vehement 
für die Verbeamtung von Leh-
rern eingesetzt hatte, heute 
aber genauso vehement die 
Positionen von Finanzminister 
Wolfgang Voß vertritt. Volker 
Emde hielt dem entgegen, dass 
die Bedingungen 2006 und 
heute grundlegend andere 
sind. Er verdeutlichte weiter-
hin, dass die Aussage: „CDU 
lehnt Verbeamtung von Leh-
rern ab“, so nicht stimmt und 
so auch nicht von Mike Moh-
ring vertreten wurde. Die CDU 
könne sich sehr wohl eine Ver-
beamtung von Lehrern vorstel-
len, aber die Rahmenbedingun-
gen müssten stimmen. Es gehe 
vor allen Dingen darum, die da-
mit zu erwartenden Pensions-
verpflichtungen nicht den 
kommenden Generationen 
aufzubürden.

<	 Vorsorgefonds

Genau in dieser Position aber 
sind sich die CDU-Fraktion und 
der Thüringer Beamtenbund ei-
nig. Auch der tbb verfolgt die 
Absicht, durch die Schaffung 

eines neuen Versorgungsfonds 
die finanziellen Verpflichtun-
gen für die Altersvorsorge neu 
zu ernennender Beamter be-
reits während ihrer aktiven 
Dienstzeit, nicht erst nach 
ihrer Pensionierung aufzu- 
bringen.

Die Berechnungen des Thürin-
ger Finanzministeriums, die 
dem tbb vorliegen, machen 
deutlich, dass der gesamte fi-
nanzielle Aufwand auf Lebens-
zeit unabhängig vom Status 
nahezu gleich hoch ist.

Da macht es Sinn, die durch 
Minderausgaben für die akti-
ven Beamten gegenüber akti-
ven Tarifbeschäftigten ein- 
gesparten Finanzen nicht an-
derweitig auszugeben, son-
dern in einen neuen Fonds ein-
zuzahlen, aus dem später die 
Pensionsverpflichtungen für 
diese Beamten bestritten wer-
den. So jedenfalls wird das in 
verschiedenen anderen Bun-
desländern bereits praktiziert, 
und ein fast gleichlautender 
Antrag wurde auch von der 
SPD, dem Koalitionspartner der 
CDU im Mai dieses Jahres ver-
öffentlicht. Der tbb brachte 
zum Ausdruck, dass er in dieser 
Frage mit dem Koalitionspart-
ner am gleichen Strang zieht.

Beispielgebend ist für den tbb 
in dieser Frage die Regelung 
aus Mecklenburg-Vorpom-
mern oder auch die aus Sach-
sen. Einig waren sich tbb und 
CDU-Fraktion darin, dass es 

nicht zugelassen werden darf, 
dass irgendwelche Nachfolge-
regierungen auf einen auf die-
ser Grundlage angesparten 
Pensionsfonds zugreifen und 
diesen, wie kürzlich in Nieder-
sachsen, zweckentfremdet 
verwenden. Insoweit halten es 
beide Seiten für wichtig, eine 
verfassungsrechtliche Absiche-
rung vorzunehmen. Dazu wäre 
eine Zweidrittelmehrheit im 
Landtag nötig. Im Gegensatz 
zur CDU-Fraktion hat der tbb 
in Gesprächen mit mehreren 
Oppositionsfraktionen Aufge-
schlossenheit gegenüber einer 
solchen Lösung festgestellt. 
Belastbare Gründe, die der 
Schaffung eines neuen Versor-
gungsfonds entgegenstehen, 
sind für uns nicht erkennbar. 
Einigkeit wurde schließlich in 
dem Vorhaben erzielt, in wei-
teren Gesprächen unter Betei-
ligung des Koalitionspartners 
eine Klärung herbeizuführen. 
Gründlichkeit geht vor Schnel-
ligkeit, darin bestand Einigkeit.

<	 Strukturreform

Eine längere Diskussion gab es 
auch zum Thema Behörden-
Strukturreform. An dieser Stel-
le gab es in vielen Punkten 
Einvernehmen. Burkhard Zam-
boni verdeutlichte für den tbb, 

dass es uns wichtig ist, nur 
solche Änderungen der Thü-
ringer Verwaltungsstrukturen 
vorzusehen, die bis zu Ende 
gedacht sind und die einen 
deutlichen Nutzeffekt für den 
Steuerzahler erkennen lassen, 
unter Berücksichtigung auch 
der Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes in Thüringen. Der tbb 
setzte sich aber auch dafür 
ein, dass die bevorstehende 
Reform des Dienstrechts noch 
in dieser Legislaturperiode ab-
geschlossen wird. Es wäre 
nicht hinnehmbar, dieses Vor-
haben auf die lange Bank zu 
schieben und in die näch-ste 
Legislaturperiode zu über- 
tragen.

Insgesamt bleibt festzuhalten, 
dass es sich um ein sehr kons-
truktives Gespräch handelte, 
in dem es viel Konsens gab, 
dass aber in den nächsten Wo-
chen und Monaten noch eine 
beachtliche Zahl an Proble-
men zu lösen sein wird. Die 
Absicht beider Gesprächspart-
ner, zur Lösung dieser Proble-
me noch intensiver als bisher 
zusammenzuarbeiten, lässt 
die Hoffnung zu, dass Lösun-
gen im gegenseitigen Einver-
nehmen erreichbar sein kön-
nen.�

Katastrophenbekämpfung:

Dank an die Fluthelfer
Zum Dank für die geleistete Arbeit während der 
„Jahrhundertflut“ vom Sommer 2013 haben kom-
ba Thüringen und komba Kreisverband Gera Hel-
ferinnen und Helfer in den Stützpunkt der Berufs-
feuerwehr Gera eingeladen. 

Der Kreisvorsitzende der kom-
ba gewerkschaft Gera, Sven 
Wagner, begrüßte die Fluthel-
fer und freute sich, dass so 
viele Kolleginnen und Kolle-
gen unter anderem von der 

Berufsfeuerwehr, den 
freiwilligen Feuerwehren, 
den Rettungsdiensten und 
auch von der Bundeswehr 
der Einladung gefolgt 
waren.

> Die Landesleitung des tbb im Gespräch mit Abgeordneten der CDU.
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„Mit dem kleinen Fest wollen 
wir den unzähligen Helfern 
unseren Dank aussprechen, 
die Tag und Nacht mit bei-
spiellosem Engagement im 
Einsatz waren“, so der komba 
Landesvorsitzende Burkhard 
Zamboni. Als Dankeschön 
übergab Zamboni Freikarten 
für das Skatturnier der komba 

am 7. September 2013 in 
Altenburg an die Helfer.

Geras Oberbürgermeisterin 
Viola Hahn, die gleichzeitig 
„Oberfeuerwehrfrau“ ist, 
dankte allen regionalen und 
überregionalen Einsatzkräften 
für den großartigen und er-
folgreichen Einsatz bei der Be-

wältigung des Hochwassers 
sowie für die professionelle 
Arbeit aller ehrenamtlichen 
und hauptamtlichen Kräfte.

tbb Chef Helmut Liebermann 
betonte, dass den Helfern für 
den tagelangen Einsatz tiefer 
Dank und Respekt gilt. Er for-
derte zudem, dass die Einsatz-

kräfte entsprechend ihrer Leis-
tung bezahlt werden sollten 
und eine Beförderung gerade 
in diesem Berufszweig von 
entscheidender Bedeutung 
sei.

Beim anschließenden Grillfest 
gab es genügend Zeit für in-
tensive Gespräche.�

> Helmut Liebermann, Viola Hahn und Burkhard Zamboni. > Sven Wagner, Kreisvorsitzender der komba Gera.

<	 Fortführung Frauenseminar

Das tbb Frauenseminar vom Mai 2013 wird am 16. November 2013 
in Erfurt, „Victor’s Residenz“, ab 10 Uhr fortgeführt. Herzlich einge-
laden sind alle Frauenvertreterinnen und interessierte Frauen. 
Wir freuen uns auf rege Teilnahme.�

Israel Austausch der dbb jugend 2013:

Ein neues Israel-Bild
Die dbb jugend veranstaltet seit vielen Jahren ei-
nen Austausch mit israelischen Partnerorganisati-
onen. Im dritten Jahr in Folge nimmt der Landes-
jugendleiter der GdS Thüringen als junger 
Thüringer Gewerkschafter teil. Im dbb Regional-
magazin teilt er seine Eindrücke den Lesern mit. 

Am 5. August 2013 startete die 
Delegation der dbb jugend von 
Tel Aviv aus zu Zusammen-
künften und Gesprächen mit 
der israelischen Partnerorgani-
sation. Dabei wurden unter an-
derem Themen wie die Arbeit 
der Gewerkschaften in Israel 
sowie das Kennenlernen von 
Arbeitsbedingungen in Betrie-
ben und öffentlichen Einrich-
tungen berührt. Ebenso erfolg-
te ein Besuch der Gedenkstätte 
Yad Vashem, die als nationale 
Gedenkstätte in Israel zur Erin-
nerung an die Verfolgung und 
Ermordung von sechs Millio-
nen Juden während des Holo-
causts, an die aufgelösten und 
zerstörten jüdischen Gemein-
den, an Untergrundkämpfer 
und Gefangene sowie an die 
Gerechten unter den Völkern, 

die für die Rettung von Juden 
ihr Leben aufs Spiel setzten. 
Am Ende des Besuches der Ge-
denkstätte stand die Auseinan-
dersetzung und Erinnerung mit 
der deutschen Geschichte im 
Vordergrund.

Im Hadassah-Universitätsklini-
kum in Jerusalem wurde der 
Gruppe das israelische Gesund-
heitssystem erläutert. Neben 
der staatlichen Krankenversi-
cherung steht dem Land eine 
medizinische Versorgung auf 
höchstem Niveau zur Verfü-
gung. Der durch das staatliche 
Versicherungsgesetz garantier-
te Versicherungsschutz in Isra-
el erstreckt sich auf ein Stan-
dardpaket von medizinischen 
Diensten, einschließlich Kran-
kenhausaufenthalten, das von 

allen Einwohnern in Anspruch 
genommen werden kann. Für 
die Absicherung eines jeden 
sorgen vier Krankenversiche-
rungen. Ungeachtet des Alters 
oder Gesundheitszustandes 
ihrer Bewerber sind die Kran-
kenversicherungen zur Aufnah-
me dieser verpflichtet. Die 
Hauptquellen für die Finanzie-
rung sind zum einen die mo-
natliche Krankenversiche-
rungssteuer von bis zu 4,8 
Prozent des Einkommens, die 
von der staatlichen Versiche-
rungsanstalt eingezogen wird, 
zum anderen der Arbeitgeber-
anteil an den Krankenversiche-

rungskosten ihrer jeweiligen 
Angestellten. Der diesjährige 
Austausch der dbb jugend, mit 
dem Kennenlernen des Lebens 
und Arbeitens in Israel, hat bei 
vielen Teilnehmern ein anderes 
Bild von Israel hinterlassen als 
sie bisher vor allem aus den 
Medien kannten. Mit vielen 
neuen Eindrücken vergingen 
die Tage wie im Flug.

Ein besonderer Dank gilt der 
dbb Bundesjugendleitung, 
Yvonne Bösel, und all den an-
deren Mitgliedern der dbb ju-
gend und des dbb, die diesen 
Austausch ermöglicht haben.�
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M e h r w i s s e n a l s a n d e r e . B e s t e l l e n s i e j e t z t .

N e u a u f l a g e 2 0 1 2
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